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FACHRUNDSCHREIBEN
Nr.: 22/2009

vom:
16.10.2009

Elterngeld und Progressionsvorbehalt

Einbeziehung des Sockelbetrags

Sehr geehrte Damen und Herren,
mit Fachrundschreiben Nr. 6/2009 informierten wir Sie zur Verfahrensweise in den Fällen des Zuflusses von Elterngeld und der Einbeziehung auch des Sockelbetrages (Mindestbetrag) in den Progressionsvorbehalt.

Nunmehr hat der BFH mit Beschluss vom 21.09.2009 – VI B 31/09 (siehe auch Internetseite des BFH www.bundesfinanzhof.de unter „Aktuelle Entscheidungen“ - 14.10.2009) entschieden, dass nach dem eindeutigen Wortlaut des Gesetzes auch der Sockelbetrag in den Progressionsvorbehalt einzubeziehen sei. Der BFH bestätigte damit das vorgehende Urteil des Finanzgerichts Nürnberg vom 19.02.2009 – 6 K 1859/2008 (Haufe-Index 2143169).

Praxishinweise:
1.
Soweit die Finanzämter auffordern, Einsprüche gegen ESt-Bescheide wegen der Einbeziehung des Sockelbetrags des Elterngeldes in den Progressionsvorbehalt zurückzunehmen, kann dem Folge geleistet werden. Sollten noch andere Einspruchsbegehren vorliegen, ist der Einspruch hinsichtlich des Elterngeldes einzuschränken.

2.
Künftige Einsprüche wegen Progressionsvorbehalt und Elterngeld können unseres Erachtens aufgrund fehlender Erfolgsaussichten unterbleiben.

Mit freundlichen Grüßen
Erich Nöll
Geschäftsführer
Bundesverband der Lohnsteuerhilfevereine e.V.









